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Arbeitnehmerhaftung

Die zurzeit maßgebliche Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) geht von einem dreistu​figen Haftungsmodell aus. Danach ist der innerbetriebliche Schadensausgleich wie folgt vorzunehmen:

· keine Haftung bei leichtester Fahrlässigkeit des Arbeitnehmers;

· anteilige Haftung bei mittlerer Fahrlässigkeit;
· in der Regel volle Haftung bei grober Fahrlässigkeit und Vorsatz.

Leichteste Fahrlässigkeit liegt vor, wenn es sich um geringfügige und leicht entschuld​bare Pflichtwidrigkeiten handelt, die jedem Arbeitnehmer unterlaufen können. 

Bei der mitt​leren Fahrlässigkeit ist der Haftungsanteil des Arbeitnehmers unter Berücksichtigung aller Umstände zu bestimmen, insbesondere auch nach der Versicherbarkeit durch den Arbeitge​ber, nach der Höhe des Verdienstes, dem Vorverhalten des Arbeitnehmers und seinen sozia​len Verhältnissen, so dass anteilige Haftung keineswegs automatisch hälftige Haftung be​deutet, sondern meistens erheblich weniger. Die vom BAG gewollte Einbeziehung aller Um​stände macht das Ergebnis eines Haftungsprozesses in der Regel unvorhersehbar und führt zu großer Rechtsunsicherheit. 

Grobe Fahrlässigkeit ist anzunehmen, wenn eine besonders schwerwiegende und auch subjektiv unentschuldbare Pflichtverletzung vorliegt, wenn nämlich der Arbeitnehmer dieje​nige Sorgfalt außer Acht gelassen hat, die jedem eingeleuchtet hätte. So handelt ein Re​staurantleiter im Zug grob fahrlässig, wenn er die mit den Einnahmen gefüllte Kellnerbriefta​sche unverschlossen im Restaurantwagen zurücklässt, um zu telefonieren. Ein Augenblicks​versagen stellt noch keine grobe Fahrlässigkeit dar. Auch bei grober Fahrlässigkeit, etwa Fahren im alkoholisierten Zustand, Unfallverursachung durch Handy-Telefonat während der Fahrt, Überfahren einer Ampel, die Rotlicht zeigt, ist eine Haftungserleichterung nicht gene​rell ausgeschlossen. Sie kommt bei deutlichem Missverhältnis zwischen Verdienst und Höhe des Schadens in Betracht, wenn die Existenz des Arbeitnehmers bei voller Inanspruchnahme bedroht ist. Dabei stellt das BAG zu Recht darauf ab, dass mit zunehmender Technisierung und dem damit verbundenen Umgang mit wertvollen Maschinen das Missverhältnis zwischen Verdienst und Schadensrisiko steige und hat deshalb einem grob fahrlässig handelnden Ar​beitnehmer mit einem monatlichen Nettoverdienst von 2.500,-- Euro einen Teilbetrag von 20.000,-- Euro bei einem Gesamtschaden von 150.000,-- Euro auferlegt. Ein im hohem Maße grob fahrlässiges Verhalten (Todesfall durch Vertauschen von Blutkonserven) kann zu einem Schadensersatzanspruch gegen den Arzt/die Ärztin in Höhe von über 110.000,-- Euro führen. Liegt der Gesamtschaden nur wenig über dem Monatsgehalt, besteht bei grob fahrlässiger Schadensverursachung für eine Haftungsbegrenzung keine Veranlassung.

Vorsatz setzt das Wissen und Wollen des Schadens voraus. Nicht ausreichend ist der vor​sätzliche Verstoß gegen Weisungen, solange nicht zusätzlich Vorsatz hinsichtlich des Schädi​gungserfolges gegeben ist. Stets setzt die Beschränkung der Haftung des Arbeitnehmers voraus, dass der Schaden bei betrieblicher Tätigkeit verursacht wird. Der Umfang der Haf​tung kann ferner durch ein Mitverschulden des Arbeitgebers (§ 254 BGB) begrenzt oder ausgeschlossen sein. So stellt es ein anspruchsminderndes Mitverschulden dar, wenn ein Luftfahrtunternehmen keinerlei Kontrolle zur Überprüfung der Einreisedokumente der Flug​begleiter vorgenommen hat und deshalb zu einer Einreisestrafe verurteilt wird. Haben der Arbeitgeber oder einer seiner verfassungsgemäß berufenen Vertreter (§ 31 BGB) vorsätz​lich an der Entstehung des Schadens mitgewirkt, entfällt die Haftung des grob fahrlässig handelnden Arbeitnehmers. Die Haftung kann entfallen, wenn der Arbeitgeber es versäumt hat, den Arbeitnehmer auf die Gefahr eines besonders hohen Schadens, mit dem der Arbeit​nehmer nicht rechnen konnte (Folgekosten bei Verlust eines Generalschlüssels), hinzuwei​sen.

Eine summenmäßige Begrenzung ist gesetzlich nicht vorgesehen. Es entspricht jedoch einem dringenden Bedürfnis der Praxis nach Rechtssicherheit, feste Orientierungspunkte für die Bestimmung der Haftungsanteile der Arbeitnehmer zu haben. Vor diesem Hintergrund ist die Tendenz verschiedener Instanzgerichte zu sehen, die Haftung der Arbeitnehmer bei mittlerer Fahrlässigkeit auf ein halbes bis ein Monatsgehalt zu begrenzen und bei grober Fahrlässigkeit die Haftung unter dem Gesichtspunkt der Existenzgefährdung auf bis zu drei Monatsgehälter zu beschränken, wie dies auch der Gesetzesantrag des Landes Brandenburg für ein Arbeitsvertragsgesetz (§ 99 Abs. 2) vorsieht.

Abdeckung der Schäden durch Versicherungen. Die Versicherbarkeit des eingetretenen Schadens hat große Bedeutung für die Bestimmung des Haftungsumfangs. Bestehende Ver​sicherungen, z. B. Betriebshaftpflichtversicherung, Feuerversicherung, muss der Arbeitgeber vorrangig in Anspruch nehmen. Darüber hinaus muss er sich so behandeln lassen, als habe er zumutbare und übliche Versicherungen abgeschlossen. Diese Obliegenheit zum Abschluss von Versicherungen wird insbesondere bei Fahrzeugschäden wirksam. Denn insoweit wird der Abschluss einer Vollkaskoversicherung regelmäßig als zumutbar angesehen, so dass sich die anteilige Haftung des Arbeitnehmers auf die übliche Selbstbeteiligung (bei LKW bis zu 1000,-- Euro) reduziert. Das BAG will dies zwar nicht als Obliegenheit anerkennen, sondern – zurückhaltender – diesen Umstand lediglich bei der Gesamtabwägung berücksichtigen, je​doch wird dies im Regelfall keinen Unterschied bedeuten, da das BAG als Konsequenz an​nimmt, dass der Arbeitnehmer nur in Höhe der üblichen Selbstbeteiligung haftet. Da die Voll​kaskoversicherung ihrerseits gem. § 15 Abs. 2 der Allgemeinen Bedingungen für die Kraft​fahrtversicherung (AKB) nur bei grober Fahrlässigkeit beim Arbeitnehmer Regress nehmen kann, bleibt  für den Arbeitnehmer als Haftungsrisiko, soweit keine grobe Fahrlässigkeit vor​liegt, nur die übliche Selbstbeteiligung, im Ergebnis also eine Tendenz zur summenmäßigen Haftungsbegrenzung, die das BAG ansonsten noch ablehnt.

Haftungsausschluss:

Unsere Vertragsformulare/Merkblätter wurden mit größter Sorgfalt erstellt; erheben aber insbesondere aufgrund der vorstehend dargestellten Rechtslage keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. Sie sind vielmehr als Orientierungs- und Formulierungshilfe zu verste​hen.

Betriebliche Gegebenheiten oder sonstige besondere Umstände des Einzelfalles können ebenfalls nicht berücksichtigt werden. Das Muster ist daher nicht von vorneherein auf spezielle Belange zugeschnitten. Wir empfehlen daher stets die individuelle Beratung durch unsere Geschäftsstelle.

Aus den dargelegten Gründen kann die Haftung für den Inhalt des Vertragsmus​ters nicht übernommen werden. Auch die Haftung für leichte Fahrlässigkeit ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Für Schäden, die durch die Verwendung dieses Dokuments entstehen können, ist die Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hiervon ausgenommen ist die Haftung für Schäden an Körper, Leben und Gesundheit, für die die gesetzlichen Haftungsregeln uneingeschränkt gelten. Bitte prüfen Sie regelmäßig die Aktualität der verwendeten Dokumente und beachten Sie unsere Verbandsmitteilungen.

Urheberrechtlicher Hinweis: Der Nachdruck, die Vervielfältigungen und die Weiter​gabe der Formulare ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Bäckerinnungsver​bandes Baden gestattet. 

